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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Um zu verhindern, dass die seit dem 13. März 2020 vom Bundesrat verabschiedeten
Verordnungen zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie, die sich direkt auf Artikel 185
Absatz 3 der Bundesverfassung stützen, welcher der Regierung das befristete Erlassen
von Verordnungen und Verfügungen als Reaktion auf schwere Störungen der
öffentlichen Ordnung erlaubt, nach sechs Monaten automatisch ausser Kraft treten,
unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft über die Rechtsgrundlagen
dieser Verordnungen. Seit April 2020 hatten die Bundeskanzlei und das EJPD dieses
dringliche Bundesgesetz über die gesetzlichen Grundlagen für Verordnungen des
Bundesrates zur Bewältigung der Covid 19-Epidemie, kurz Covid-19-Gesetz,
erarbeitet. Dieses soll den Bundesrat dazu befähigen, auch künftig entsprechende
erforderliche Massnahmen weiterzuführen und anzupassen. 

Zwischen dem 19. Juni 2020 und dem 10. Juli 2020 wurde der Gesetzesentwurf in eine
verkürzte Vernehmlassung geschickt, in welcher über 1'000 Stellungnahmen eingingen.
Der Grossteil der Stellungnehmenden waren Privatpersonen, die der Vorlage
argwöhnisch gegenüberstanden. Bei den Kantonen stiess das Gesetz auf grössere
Zustimmung, wobei alle von ihnen Änderungsvorschläge oder Kommentare einbrachten.
14 Kantone (ZH, BE, LU, OW, NW, GL, FR, SO, SH, AI, SG, GR, TG und GE) sprachen sich
grundsätzlich für den Entwurf aus, da sie die Existenz einer rechtlichen Basis für das
Weiterverfolgen der durch den Bundesrat getroffenen Massnahmen als eine
Notwendigkeit erachteten. Weder eine ausdrückliche Zustimmung noch eine Ablehnung
erfuhr die Vorlage von Seiten weiterer elf Kantone (UR, ZG, BS, BL, AR, AG, TI, VD, VS, NE
und JU). Der Kanton Schwyz und die KdK sahen explizit von einer Stellungnahme ab.
Letztere wird ihre Meinung aller Voraussicht nach zu einem späteren Zeitpunkt
einbringen. Bei den Parteien stiess der Gesetzesentwurf auf unterschiedlich grosse
Unterstützung. Während ihm die CVP und EVP bedingungslos zustimmten, knüpften die
GLP, die Grünen und die EDU ihre Zustimmung an Vorbehalte. Gegen die Vorlage in der
vorliegenden Form sprachen sich FDP.Liberale, SP und SVP aus. Die BDP, Ensemble à
Gauche, die Lega und die PdA verzichteten trotz Einladung auf eine Stellungnahme zum
Gesetzesentwurf. Von den 60 Organisationen, die am Vernehmlassungsverfahren
teilnahmen, unterstützten 27 das Vorhaben, 33 stimmten ihm zwar nicht explizit zu,
lehnten es aber auch nicht ausdrücklich ab – keine einzige stellte sich somit
ausdrücklich dagegen. 

Am 12. August 2020 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zum Gesetzesentwurf,
nachdem er als Reaktion auf die Vernehmlassungsantworten einige Änderungen am
Vorentwurf vorgenommen hatte – namentlich die Aufnahme des «generellen und
verbindlichen Einbezug[s] der Kantone» und die vollständige Überarbeitung der
Bestimmungen zum Gesundheitswesen, dem Arbeitnehmerinnen- und
Arbeitnehmerschutz sowie dem Kulturbereich. Der Gesetzesentwurf besteht insgesamt
aus 14 Artikeln, welche die Befugnisse der Landesregierung im Umgang mit der Covid-
19-Epidemie insbesondere bezüglich der Eindämmung der Auswirkungen auf die
Gesellschaft, Wirtschaft und die Behörden festlegen. Er betrifft überdies auch den
Ausländerinnen-, Ausländer- und Asylbereich, die Entschädigung bei Erwerbsausfall,
die Arbeitslosenversicherung sowie «justizielle, verfahrensrechtliche,
gesellschaftsrechtliche und insolvenzrechtliche Massnahmen». Zudem wurde
vorgesehen, dass das Gesetz lediglich bis Ende 2021, anstatt wie ursprünglich geplant
bis Ende 2022, befristet werden soll. Für Bestimmungen im Bereich der
Arbeitslosenversicherung wurde jedoch eine Befristung bis Ende 2022 festgehalten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.08.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Konservative und Rechte Parteien

Die im Januar des Berichtsjahres gegründete Lega dei ticinesi, welche aus einer
Gruppierung um den Unternehmer Bignasca und den Journalisten Flavio Maspoli –
Herausgeber und Chefredaktor der Gratis-Sonntagszeitung «Il mattino della domenica»
– entstanden ist, forderte in ihrem auf die kantonalen Wahlen ausgerichteten
Programm einerseits Steuererleichterungen, eine 13. AHV-Rente, eine Reduktion der
Krankenkassenprämien sowie eine Tessiner Universität, andererseits aber auch mehr
Rechte für Automobilisten, den Ausbau des Gotthard-Autobahntunnels und die
Errichtung eines Spielkasinos im Tessin. Der populistischen Protestbewegung, welche
gleichzeitig an die Interessen der Pensionierten, der Autofahrer, Transporteure und
Bauunternehmer appellierte sowie einen diffusen Antietatismus zum Ausdruck brachte,
gelang es auf Anhieb, 12,8% der Wählerstimmen und zwölf Mandate zu gewinnen; die
Lega-Wählerschaft bestand vor allem aus Neu- und Jungwählern sowie aus
gelegentlichen, ungebundenen Urnengängern. 2

WAHLEN
DATUM: 31.01.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zu den eidgenössischen Abstimmungen empfahl die Lega in allen fünf Verkehrsvorlagen
eine andere Parole als der Fraktionspartner SD und lag damit näher bei der
Freiheitspartei als den SD. Mit dem von ihr lancierten Referendum gegen die UNO-
Blauhelmtruppen konnte die Lega einen grossen politischen Erfolg verbuchen. Die
Partei unterstützte mit dem neuen Luftfahrtgesetz und den Zwangsmassnahmen im
Ausländerrecht nur gerade zwei der 13 eidgenössischen Vorlagen; zur Initiative für
eine gesunde Krankenversicherung beschloss sie Stimmfreigabe.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.1994
EVA MÜLLER

Um die im Vergleich zur übrigen Schweiz sehr hohen Krankenkassenprämien zu senken,
lancierte die Lega Ende Jahr eine kantonale Volksinitiative zur Einrichtung einer
öffentlichen Krankenkasse. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.12.2001
MAGDALENA BERNATH

1) BBl, 2020, S. 6563 ff.; Medienmitteilung Bundesrat vom 12.8.20
2) CdT und BaZ vom 14.1.91; TA vom 16.4.91; L'Hebdo vom 2.5.91; CdT vom 1.10.91
3) Baz, 8.12.01.
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